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I. Einführung 

I 

Zur Einführung in die Problematik ist es unerläß- j 
lieh, vorab die Ursachen aufzuzeigen, die zu den 
heutigen kommunalen Reformbestrebungen geführt j 
haben. 

1. Der Wandel der gesellschaftlichen Verhältnisse 

Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Struktur 
der Bundesrepublik hat sich infolge der technischen 
Entwicklung, die wir besonders in den letzten Jahr- 
zehnten erlebten und die eine Verschiebung aller 
hergebrachten und vertrauten Maßstäbe mit sich 
gebracht hat, stark gewandelt. Von dieser Entwick- 
lung war der Aufbau der staatlichen und kommuna- 
len Verwaltung, der im wesentlichen aus dem An- 
fang des 19. Jahrhunderts, also aus der Zeit der 
Agrarwirtschaft, stammt, bislang nahezu unberührt 
geblieben. Erst seit einigen Jahren macht sich die 
breite Öffentlichkeit mit dem Gedanken vertraut, 
daß insbesondere die kommunale Gebiets- und Or- 
ganisationsstruktur einer Reform bedarf, um sie den 
Erfordernissen einer modernen Verwaltung anzu- 
passen. Politiker, Wissenschaftler, Gutachterkom- 
missionen und die kommunalen Spitzenverbände 
führen auf Tagungen, in der Fachliteratur, in der 
regionalen und überregionalen Tagespresse, in 
Rundfunk und Fernsehen, oft unter lebhafter Beteili- 
gung der betroffenen Bürger, eine rege Diskussion 
über die Notwendigkeit einer kommunalen Neu- 
gliederung und die Möglichkeiten ihrer Verwirk- 
lichung. In einigen Ländern wurden die ersten ge- 
setzlichen Maßnahmen eingeleitet. 

Auch in anderen Industriestaaten, vornehmlich in 
West- und Nordeuropa, aber auch außerhalb unseres 
Erdteiles, läßt sich das Bestreben zur Anpassung der 
traditionellen Verwaltungsorganisation an die Er- 
fordernisse des Industriezeitalters feststellen, und 
zwar vorwiegend mit der Tendenz zur Vergrößerung 
der Verwaltungsräume. Greifbare Ergebnisse sind 
besonders in Schweden, den Niederlanden, in Frank- 
reich und Österreich erzielt worden. 

2. Die gestiegenen Anforderungen an die Leistungs- 
kraft der Gemeinden 

Der Aufgabenkreis der Gemeinden, für die das 
Grundgesetz und die Landesverfassungen den Grund- 
satz der Allzuständigkeit aufgestellt haben, hat sich 
infolge der tiefgreifenden Veränderungen erheblich 
ausgedehnt. Das gilt für alle, besonders für die frei- i 
willigen Aufgaben, die infolge der gestiegenen Er- 
wartungen der Bevölkerung auf Schaffung und Aus- 
bau öffentlicher Einrichtungen quantitativ und quali- 
tativ stark angewachsen sind. Das Kommunalverfas- 
sungsrecht überträgt die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben im allgemeinen jeder Gemeinde ohne 
Unterschied nach Einwohnerzahl, Gebietsgröße oder 
Finanzkraft. Wenn auch Einwohnerzahl oder Ge- 
bietsgröße allein keinen hinreichenden Maßstab für 
die Verwaltungs- und Leistungskraft einer Gemeinde 


darzustellen brauchen, so ist es heute einhellige 
Auffassung, daß eine Vielzahl von Gemeinden mit 
geringer Einwohnerzahl heute nicht mehr in der 
Lage ist, die Fülle differenzierter Verwaltungsauf- 
gaben zu erledigen und die wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Bedürfnisse der Bürger in ausrei- 
chendem Maße zu befriedigen. Das trifft insbeson- 
dere auf die Gemeinden in ländlich strukturierten 
Gebieten zu, deren Bevölkerung wertgleiche Lebens- 
verhältnisse in Stadt und Land fordert. 

Die unzureichende Verwaltungs- und Finanzkraft 
vieler kleiner Gemeinden hat dazu geführt, daß eine 
Reihe kommunaler Aufgaben auf überörtliche Stel- 
len übertragen oder freiwillig abgegeben wurde. 

3. Die Erfordernisse der Raumordnung 

Diese Entwicklung wird durch die sowohl in den 
Verdichtungsräumen als auch auf dem flachen Lande 
zu beobachtende, immer dichter werdende Verflech- 
tung aller Lebensfunktionen verstärkt. Während die 
Agrargesellschaft flächengebunden war und zwi- 
schen Stadt und Land und von Gemeinde zu Ge- 
meinde scharf getrennt wurde, hat sich in einer 
industriellen Wirtschaft die Bindung an die Fläche 
weitgehend gelockert. Nicht mehr eine einzelne 
Gemeinde vermittelt die Hauptlebensfunktionen des 
Menschen (Arbeiten, Wohnen, Bilden, Sich-Erholen 
usw.), sondern die Gesamtheit der Gemeinden eines 
Wirtschafts- und Lebensbereiches. Diese steigende 
Mobilität der Gesellschaft zeigt sich in einer stän- 
digen Zunahme der Verkehrsbeziehungen von Ge- 
meinde zu Gemeinde. 

Die modernen Aufgaben, vor die sich die Kommu- 
nalverwaltungen gestellt sehen, sind also in star- 
kem Maße von den Erfordernissen der Raumordnung 
her bestimmt, deren Ziele sich bei einem optimalen 
Zuschnitt der Verwaltungs- und Leistungskraft der 
Gemeinden am ehesten erreichen lassen. 

4. Der kleinräumige Zuschnitt vieler Gemeinden 

Die Notwendigkeit einer Änderung des gegen- 
wärtigen Gebietszuschnitts der kleinen Gemeinden 
wird durch folgende Zahlen unterstrichen: 

Nach dem Stande vom 30. Juni 1967 hatten von 
insgesamt 24 368 Gemeinden (einschl. Berlin-West) 
10 862, das sind 44,6%, weniger als 500 Einwohner. 
In ihnen lebten 5 % der Bevölkerung. 22 832, das 
sind 93,7% der Gemeinden, hatten weniger als 
5000 Einwohner; in ihnen lebten 32,9% der Bevöl- 
kerung. Dagegen hatten 681, das sind 2,7% der 
Gemeinden, mehr als 10 000 Einwohner. In ihnen 
lebten 57,4 % der Bevölkerung. 

Auf die tiefgreifenden Veränderungen im Auf- 
gabenbereich der kleinen Gemeinden hat auch die 
Kommission für die Finanzreform in ihrem Gut- 
achten hingewiesen und die Frage aufgeworfen, ob 
die derzeitige kommunale Gebietsgliederung eine 
brauchbare Grundlage für die Gemeindefinanzreform 
abgebe. 
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II. Schwerpunkte der Reformbestrebungen 

Bei den Plänen für eine kommunale Neugliede- 
rung denkt man weniger an eine grundlegende , 
Änderung des herkömmlichen Verwaltungsaufbaus, 
wie wir ihn in fast allen Ländern vorfinden und der 
sich im allgemeinen bewährt hat: Gemeinde, Land- 
kreis, Regierungsbezirk, Land. Im Mittelpunkt der 
Reformbestrebungen stehen vielmehr folgende drei 
Schwerpunkte: 

1. Die kleinen Gemeinden 

Sie sollen in die Lage versetzt werden, alle ört- 
lichen gemeindlichen Leistungen, auf die die Be- 
völkerung Anspruch erheben darf, in zeitgerechtem j 
Umfange zu erbringen und die auftragsweise über- j 
tragenen staatlichen Verwaltungsaufgaben sach- j 
gerecht wahrzunehmen. Der Deutsche Gemeindetag I 
hat hierzu im November 1966 Richtlinien erarbeitet, ; 
in denen er unter starker Betonung des bürgerschaft- 
lichen Elements in der kommunalen Selbstverwal- 
tung als geeignete Wege zur Stärkung der Verwal- 
tungskraft der kleinen Gemeinden, je nach den , 
unterschiedlichen Verhältnissen in den einzelnen 
Bundesländern, zwei grundsätzliche Modelltypen 
vorschlägt: 

- die Verwaltungsgemeinschaft, in der sich mehrere 

rechtlich selbständige Gemeinden zur gemein- 
schaftlichen Verwaltung mit gemeinsamen Dienst- 
kräften und Verwaltungseinrichtungen zusammen- 
schließen, | 

- die größere einheitlich verwaltete Gemeinde, die 
in der Regel durch Zusammenschluß mehrerer Ge- 
meinden unter Aufgabe ihrer rechtlichen Selb- 
ständigkeit gebildet wird. 

2. Die Landkreise und Regierungsbezirke 

Wie bei den Gemeinden wird auch bei den Land- 
kreisen ein Teil wegen seiner geringen Einwohner- 
zahl als zu klein und damit zu leistungsschwach j 
angesehen. Für einen weiteren Teil wird die vor- 
gesehene Schaffung von Großgemeinden Gebiets- 
reformen notwendig machen. So hat z. B. in Nord- 
rhein-Westfalen die von der Landesregierung ein- 
gesetzte Sachverständigenkommission eine Reduzie- j 
rung der 57 Kreise und 37 kreisfreien Städte auf j 
31 Kreise und 18 kreisfreie Städte vorgeschlagen. 
Für das Ruhrgebiet stellt die Sachverständigenkom- 
mission den Vorschlag zur Diskussion, aus derzeit 
15 kreisfreien und 4 kreisangehörigen Städten und ! 
Gemeinden 6 neue Städte zu bilden. 

In Rheinland-Pfalz liegt dem Landtag der Entwurf | 
eines Dritten Landesgesetzes über die Verwaltungs- 
vereinfachung vor, der eine Verringerung der Zahl 
der Landkreise von 39 auf 28 vorsieht. 

Eine Reduzierung der Zahl der Landkreise wieder- 
um wirft die Frage auf, ob Anzahl, Größe und Auf- 
gabenstand der Regierungsbezirke geändert werden 


müssen. Dabei könnten sich Möglichkeiten ergeben, 
die Aufgabenverteilung und Zuständigkeitsregelun- 
gen im staatlichen Bereich mit dem Ziel einer wei- 
teren Aufgabenverlagerung nach unten zu über- 
prüfen; denn größere Verwaltungseinheiten im 
kommunalen Bereich, die mit der erforderlichen 
Verwaltungskraft ausgestattet sind, können weitere 
Aufgaben übernehmen. 

Erste Schritte in dieser Richtung haben die Länder 
Hessen und Rheinland-Pfalz durch Reduzierung der 
Anzahl der Regierungsbezirke von 3 auf 2 bzw. von 
5 auf 3 unternommen, Weitere konkrete Lösungen 
hinsichtlich Anzahl, Größe und Aufgabenbestand der 
staatlichen Mittelinstanz zeichnen sich in Nieder- 
sachsen und Nordrhein-Westfalen ab. 

3. Das Stadt-Umland-Problem 

Unter diesem Schlagwort werden alle Fragen 
zusammengefaßt, die sich aus der Verflechtung der 
Städte mit ihrem Umland (Gemeinden, Gemeinde- 
verbänden, Städten) infolge der technischen, indu- 
striellen Entwicklung ergeben. Es wird für dringend 
erforderlich gehalten, diese zwischengemeindlichen 
Verflechtungen der Städte mit ihrem Umland in 
Organisationsformen zu fassen, die den geänderten 
Verhältnissen gerecht werden. Die Vorschläge rei- 
chen von der Eingemeindung der mit der Kernstadt 
am engsten verflochtenen Gemeinden über die Ein- 
kreisung von bisher kreisfreien Städten in den 
Landkreis bis zur Bildung von neuen, für möglichst 
viele Stadt-Umland-Fälle geeigneten Organisations- 
formen, etwa des Nachbarschaftsverbandes oder des 
erweiterten Stadt- (Land-)kreises. - Im Nachbar- 
schaftsverband sollen Kernstadt und die im Umland 
gelegenen Gemeinden zusammengeschlossen wer- 
den, um die gemeinsame Flächennutzungsplanung, 
Regelung der Wasserversorgung, Abwasser- und 
Müllbeseitigung sowie Schaffung von Einrichtungen, 
die einen großen Anspruch an die Fläche stellen, 
wahrzunehmen. Der erweiterte Stadt-(Land-)kreis 
stellt die Neubildung eines Kreises aus Stadt und 
Umland dar mit der Besonderheit, daß die Kreis- 
verwaltung in Organleihe von der Stadtverwaltung 
ausgeübt wird. 

III. Die politische Bedeutung der kommunalen 
Selbstverwaltung aus der Sicht des Bundes 

Die Bundesregierung begrüßt, daß der Bundestag 
die mit den Reformen des kommunalen Bereiches 
verbundenen Fragen aufgegriffen hat. Sie hofft, daß 
davon eine weitere Belebung der Reformbestrebun- 
gen in den Ländern, insbesondere aber auch eine Be- 
lebung des Interesses und der Teilnahme der Öffent- 
lichkeit an der politischen Diskussion der Probleme 
ausgehen wird. 

In Artikel 28 des Grundgesetzes ist dem Bund die 
Verpflichtung aufgegeben, die verfassungsmäßige 
Ordnung in den Ländern, Kreisen und Gemeinden 
sowie den Bestand der kommunalen Selbstverwal- 
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tung zu gewährleisten. Die Bundesregierung nimmt 
diese Pflicht sehr ernst; sie betrachtet die Sicherung 
und Erhaltung der kommunalen Selbstverwaltung 
als eine Aufgabe von grundlegender staatspoliti- 
scher Bedeutung und Notwendigkeit. 

Die Bundesregierung sieht in der kommunalen 
Selbstverwaltung eine unverzichtbare Lebensgaran- 
tie des Staates. Sie ist der Auffassung, daß eine 
funktionsfähige gemeindliche Selbstverwaltung die 
beste Gewähr für die Erhaltung und Stärkung des 
demokratischen Geistes im deutschen Volke ist. In 
der örtlichen Gemeinschaft erlebt der Staatsbürger 
am unmittelbarsten und anschaulichsten, wie echte 
Demokratie gehandhabt wird. Die beständige Teil- 
nahme zahlreicher Bürger am demokratischen Leben 
der Gemeinden und Gemeindeverbände bietet zu- 
dem einen wirksamen Schutz gegen das Umsichgrei- 
fen extremer und antidemokratischer Kräfte. Die 
Organisationsformen der kommunalen Selbstver- 
waltung in der Bundesrepublik gestatten es darüber 
hinaus, bei allem gebotenen Maß an Einheitlichkeit 
eine außerordentliche Vielfalt, Verschiedenartigkeit 
und Individualität zu bewahren, und so den ver- 
schiedensten örtlichen, landmannschaftlichen, kultu- 
rellen und politischen Interessen Rechnung zu tra- 
gen. 

Die Bundesregierung ist daher wie bisher willens, 
alle Bestrebungen zu unterstützen und zu fördern, 
die der Pflege, Entwicklung und Festigung der kom- 
munalen Selbstverwaltung dienen. 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung der 
Länder und zahlreicher namhafter Fachleute zu, daß 
eine Gefährdung der kommunalen Selbstverwaltung 
durch die geschilderte gesellschaftliche, technische, 
finanzielle und räumliche Entwicklung festzustellen 
ist. Infolge dieser Entwicklung sind heute zahlreiche 
Gemeinden nicht mehr in der Lage, die Vielzahl 
dringender gemeindlicher Aufgaben zu erfüllen. Die 
Übertragung kommunaler Aufgaben an eigens dafür 
gebildete interkommunale Verbände oder die Ab- 
gabe an die verwaltungsstarken Kreisverwaltungen 
haben bereits in vielen Gemeinden zu einer Aus- 
höhlung der Selbstverwaltung geführt. Der Bürger 
betrachtet die so entstehende komplizierte und un- 
übersehbare Struktur der öffentlichen Verwaltung 
mit Mißtrauen und Unverständnis. Er fühlt sich mehr 
als Objekt denn als Subjekt gemeindlicher Verwal- 
tungstätigkeit. 

Dem schwindenden Aufgabenbestand der Gemein- 
den entspricht die steigende Belastung des Ge- 
meindehaushaltes mit den Umlagen der zahlreichen 
Verbände; zur Erfüllung eigener Aufgaben verblei- 
ben häufig keine Finanzmittel. 

Angesichts dieser Situation begrüßt die Bundes- 
regierung alle Anstrengungen, die auf eine Gesun- 
dung der gemeindlichen Selbstverwaltung gerichtet 
sind. Auch sie vertritt die Auffassung, daß Aufga- 
ben, Arbeitsweise und Erscheinungsformen der Ge- 


meinden und ihrer Selbstverwaltung den Erschei- 
nungsformen und Notwendigkeiten einer modernen 
Industriegesellschaft angepaßt werden müssen. Die 
mit einer gemeindlichen Neuordnung in der Regel 
verbundene Konzentration von Verwaltungs- und 
Finanzmitteln in der größeren Einheit ermöglicht 
nach Meinung der Bundesregierung einen rationel- 
len und schwerpunktmäßigen Einsatz aller Mittel. 
Die Gemeinden werden damit in die Lage versetzt, 
eigene Aufgaben auch selbst zu bewältigen, so daß 
sich interkommunale Hilfskonstruktionen weitge- 
hend erübrigen werden. Die somit gewonnene grö- 
ßere Entscheidungsfreiheit kommt dem Gedanken 
der kommunalen Selbstverwaltung mehr zugute 
als das Festhalten an althergebrachten Formen. 

Alle Veränderungen an Gebietsstand und Ver- 
waltungsstruktur der Gemeinden sollten jedoch an 
Gemeinwohl und den Bedürfnissen der Bürger 
dieser Gemeinden orientiert sein. Nicht ausschließ- 
lich die Regeln der Verwaltungstechnik oder des 
Finanzausgleiches, sondern der Wille zur Stärkung 
von Leistungsfähigkeit, Selbstverantwortung und 
der bürgerschaftlichen Mitarbeit sollten der Maßstab 
jeder Reformbestrebung sein. 

Aus diesem Grund hält es die Bundesregierung im 
Rahmen der Finanzreform auch für erforderlich, den 
kommunalen Körperschaften in verstärktem Maße 
eigene Steuerquellen und Finanzmittel zur Verfü- 
gung zu stellen. 

Die politischen Fragen, die die CDU/CSU- und 
SPD-Fraktionen mit der Großen Anfrage aufgewor- 
fen haben, berühren vor allem die Grundsätze der 
Rechts- und Sozialstaatlichkeit und des demokrati- 
schen Staatsaufbaues der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Auch die Raumordnungspolitik des Bundes 
wird durch Unterschiede in der Verwaltungsorgani- 
sation und die mangelnde Fähigkeit von Gemeinden, 
die raumordnerisch ausschlaggebenden Leistungen 
für die Verbesserung der Infrastruktur zu erbringen, 
erheblich berührt. Im Hinblick hierauf betrachtet die 
Bundesregierung es als ihre Pflicht, besonders dar- 
auf hinzuwirken: 

1. daß die in einzelnen Ländern sich abzeichnenden 
kommunalen Gebiets- und Organisationsrefor- 
men dem rechts- und sozialstaatlich begründeten 
Anspruch des Bürgers auf ausreichende Erfüllung 
seiner wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Bedürnisse genügen, 

2. daß wertgleiche Verhältnisse in allen Teilen des 
Bundesgebietes erhalten oder erreicht werden, 

3. daß die Gemeinden in die Lage versetzt werden, 
die raumordnungspolitisch erforderlichen Lei- 
stungen zur Verbesserung der Infrastruktur zu 
erbringen, 

4. daß die politische Kraft der kommunalen Selbst- 
verwaltung als eines Hauptbestandteiles unserer 
Demokratie erhalten und gestärkt wird. 
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IV. Die rechtliche Möglichkeit des Bundes, 
auf kommunale Gebiets- und Organisations- 
reformen Einfluß zu nehmen 

Die anfragenden Fraktionen erwarten von der 
Bundesregierung eine Äußerung darüber, welche 
Maßnahmen sie ergriffen habe, um die Bestrebungen 
zu kommunalen Organisations- und Gebietsrefor- 
men in den Ländern zu koordinieren. Die Fraktionen 
gehen offenbar davon aus, daß der Bundesregierung 
Möglichkeiten solchen Koordinierens offenstehen, 
daß sie dafür rechtlich zuständig und politisch ver- 
antwortlich ist. Solche Möglichkeiten sind aber nur 
in ganz beschränktem Maße gegeben, wie sich aus 
folgender Untersuchung ergibt: 

1. Die Vorrangstellung der Länder nach dem 
Grundgesetz 

Ein Koordinieren der Bestrebungen der Länder 
durch den Bund in rechtlich relevanter Form setzt 
voraus, daß das Grundgesetz dem Bund dazu entwe- 
der ausdrücklich oder stillschweigend eine entspre- 
chende Befugnis zuweist oder überläßt. Nur dann 
kann er auf diesem Gebiet handeln. Im übrigen ist 
nach dem beherrschenden Grundsatz des Artikels 30 
des Grundgesetzes die Ausübung der staatlichen Be- 
fugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben 
Sache der Länder. Eine allgemeine Befugnis des 
Bundes, die Maßnahmen der Länder zu koordinieren, 
ist dem Grundgesetz fremd. Koordinierende Maß- 
nahmen des Bundes müssen sich vielmehr rechtlich 
auf eine spezielle, gerade für dieses Sachgebiet vom 
Grundgesetz zugewiesene oder zugelassene Befug- 
nis zurückführen lassen. 

Die Länder wollen die kommunale Organisation, ! 
die Einteilung des Landes in kommunale Gebiets- j 
körperschaften, den Erfordernissen unserer sich | 
ständig wandelnden Welt anpassen. Es handelt sich j 
um Reformen auf dem Gebiet des Kommunalwesens, j 
Sie müssen sich, sollen sie in die Wirklichkeit umge- I 
setzt werden, in kommunalrechtlichen Normen nie- | 
dergeschlagen. ' 

Das Grundgesetz hat die Kompetenz zur Gesetz- j 
gebung auf dem Gebiet des Kommunalwesens nicht j 
dem Bund zugewiesen. Das ergibt sich eindeutig aus j 
Artikel 73 bis 75 des Grundgesetzes. Das Kommunal- j 
recht ist Sache der ausschließlichen Landesgesetz- 
gebung. Damit ist nicht gesagt, daß dem Bundes- 
gesetzgeber keine Möglichkeit einer Ingerenz in 
den Bereich der Kommunalverfassung und der kom- j 
munalen Organisation offensteht. Er hat ein solches 
Recht - gestützt auf Artikel 84 Abs. 1 oder Artikel 85 
Abs. 1 des Grundgesetzes - schon wiederholt für 
sich in Anspruch genommen. Z. B. hat er in verschie- 
denen Gesetzen über die Zivilverteidigung ange- 
ordnet, daß an die Stelle des kollegialen Beschluß- 
organs der Gemeinde für bestimmte Aufgaben deren 
Hauptverwaltungsbeamter zuständig sein soll. Zwi- 
schen dem Bundesrat auf der einen, der Bundesregie- 
rung und diesem Hohen Hause auf der anderen 


Seite, war lange Zeit umstritten, ob dem Bund dieses 
Recht zustehe und wie weit es gehe. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat diesen Streit beendet. Es hat in 
dem Urteil vom 18. Juli 1967 über die Vereinbarkeit 
des Bundessozialhilfegesetzes und des Jugendwohl- 
fahrtsgesetzes mit dem Grundgesetz festgestellt, es 
könne sich bei der Einschaltung der Gemeinden in 
den Vollzug der Bundesgesetze durch den Bundes- 
gesetzgeber immer nur um punktuelle Annex- 
regelungen zu einer zur Zuständigkeit des Bundes- 
gesetzgebers gehörenden materiellen Regelung han- 
deln. Solche Annexregelungen seien nur dann zu- 
lässig, wenn sie für den wirksamen Vollzug der 
materiellen Bestimmungen des jeweiligen Bundes- 
gesetzes notwendig seien. 

Damit hat das Bundesverfassungsgericht eine 
Kompetenz des Bundes, mit Rücksicht auf sein Inter- 
esse am Vollzug der Bundesgesetze durch die Län- 
der allgemein auf dem Wege der Gesetzgebung un- 
mittelbar gestaltend auf die kommunale Organisa- 
tion und Gebietseinteilung einzuwirken, verneint. 
Der Durchgriff auf das Kommunalrecht ist nur im 
Einzelfall und nur insoweit zulässig, als es für den 
wirksamen Vollzug des Bundesgesetzes erforderlich 
ist. 

2. Die Rechtsstellung des Bundes als Garant der 
kommunalen Selbstverwaltung 

Artikel 28 Abs. 3 des Grundgesetzes überträgt 
dem Bund außerdem die besondere Pflicht, zu ge- 
währleisten, daß die verfassungsmäßige Ordnung 
der Länder den Bestimmungen der beiden voran- 
gehenden Absätze dieses Artikels entspricht. Der 
Bund ist danach dafür mitverantwortlich, daß nach 
der verfassungsmäßigen Ordnung der Länder 

- das Volk in Kreisen und Gemeinden eine Vertre- 
tung hat, die aus allgemeinen, unmittelbaren, frei- 
en, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegan- 
gen ist, und 

- den Gemeinden das Recht gewährleistet ist, alle 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im 
Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu 
regeln. 

Unter der verfassungsmäßigen Ordnung der Län- 
der ist dabei nicht nur deren formelles, geschriebe- 
nes Verfassungsrecht zu verstehen. Zur verfassungs- 
mäßigen Ordnung der Länder gehören vielmehr 
alle jene Bereiche, die materiell die Verfassung in 
den Ländern konstituieren. Dazu gehört auch das 
Kommunalverfassungsrecht, wie es in den Ge- 
meinde- und Landkreisordnungen der Länder seinen 
Niederschlag gefunden hat. Aber diese Gewähr- 
leistungspflicht des Bundes gibt ihm nach überein- 
stimmender Ansicht der Staatsrechtler keine zusätz- 
liche, über die Regelung in den Artikeln 70 ff. hin- 
ausgehende Gesetzgebungsbefugnis. Sie besteht 
vielmehr darin, daß sich das Ermessen des Bundes 
bei der Entscheidung der Frage, ob er gemäß Arti- 
kel 93 des Grundgesetzes das Bundesverfassungs- 
gericht anrufen oder andere ihm zu Gebote stehende 
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Mittel, äußerstenfalls die des Bundeszwangs, gemäß 
Artikel 37 des Grundgesetzes anwenden soll, zu 
einer Pflicht verdichtet. Entspricht die verfassungs- 
mäßige Ordnung eines Landes nicht den Anforde- 
rungen des Artikes 28 des Grundgesetzes, steht es 
nicht mehr im politischen Ermessen des Bundes, da- 
gegen mit. den Mitteln einzuschreiten, die ihm das 
Grundgesetz zur Verfügung stellt. Er hat dann die 
Rechtspflicht, so vorzugehen, und er würde selbst 
verfassungswidrig handeln, täte er es nicht. 

Artikel 28 Abs. 3 des Grundgesetzes verpflichtet 
mithin den Bund, darüber zu wachen, daß die verfas- 
sungsmäßige Ordnung der Länder sich in dem Rah- 
men hält, den Artikel 28 des Grundgesetzes ihr 
zieht, beschränkt den Bund aber auf dieses Wächter- 
amt.. Dem Bundesgesetzgeber ist es verwehrt, an- 
stelle des Landesgesetzgebers den Rahmen nach sei- 
nen Vorstellungen auszufüllen. 

Dem Bundesgesetzgeber ist es also grundsätzlich 
versagt, auf die Bestrebungen der Länder zur kom- 
munalen Gebiets- und Organisationsreform koordi- 
nierend einzuwirken. Doch sind auch den Bemühun- 
gen der Bundesregierung um eine Koordination 
enge Grenzen gezogen. 

Die Bundesregierung hatte bereits im Februar 
1967 bei der Beantwortung einer Kleinen Anfrage 
(Drucksache V/1353) auf diese begrenzten Möglich- 
keiten einer Einflußnahme auf die Länder hingewie- 
sen. Die Vielzahl der damals bekannt gewordenen 
Reformvorschläge hatte in der Öffentlichkeit teil- 
weise die Besorgnis wachgerufen, das ohnehin bunte 
Bild kommunaler Gebietsgrößen und Organisations- 
formen werde nach der Neuordnung noch bunt- 
scheckiger sein und diese Entwicklung könne erheb- 
liche Nachteile für viele Bereiche des öffentlichen 
Lebens zur Folge haben. In ihrer Antwort hat die 
Bundesregierung darauf verwiesen, daß noch nicht 
abzusehen sei, ob die Unterschiede in den Reformen 
das vertretbare Maß überschreiten würden und daß 
es überhaupt fraglich sei, ob eine rechtliche Mög- 
lichkeit zum Einschreiten des Bundes bestehe. 

3. Der Stand der Entwicklung der kommunalen Ge- 
biets- und Organisationsreformen in den ein- 
zelnen Ländern 

Ein Blick auf die Grundzüge der Reformbestre- 
bungen in den einzelnen Bundesländern nach dem 
neuesten Stande zeigt, daß auch heute eine Möglich- 
keit des Bundes, einzuschreiten, nicht gegeben ist. 

Nordrhein-Westfalen 

Das Teilgutachten der von der Landesregierung 
im Jahre 1966 eingesetzten Sachverständigenkom- 
mission sieht zwei Grundtypen von Gemeinden vor: 

Den Typ A mit mindestens 8000 Einwohnern und 
Typ B, der zentrale Funktionen für einen Einzugs- 
bereich von mindestens 30 000 Einwohnern wahr- 
nimmt. 


i Als kommunale Organisationsform befürwortet 
! die Kommission die sog. Einheitsgemeinde, d. h. eine 
I einstufige Organisationseinheit mit einer Gemeinde- 
I Vertretung, einer Verwaltung, einem Elauptgemein- 
; debeamten und einem einheitlichen Haushalts-, Kas- 
' sen- und Rechnungswesen. Mehrgliederige Organi- 
| sationsformen wie Samtgemeinde bzw. Amt - kom- 
munale Verbände mit dem Recht der Selbstverwal- 
i tung zur Erfüllung weisungsgebundener Pflichtauf- 
I gaben (Auftragsangelegenheiten) sowie der von den 
; Gemeinden übertragenen Selbstverwaltungsaufga- 
| ben - werden von der Kommission im Hinblick auf 
! die zu schaffenden großen leistungsfähigen Einheits- 
! gemeinden als entbehrlich bzw. verwaltungspolitisch 
j unerwünscht abgelehnt. 

Um jedoch eine möglichst breite, aktive Mitwir- 
kung der Bürger an der Selbstverwaltung und eine 
abgewogene Berücksichtigung aller Teile der Ein- 
heitsgemeinde zu gewährleisten, sieht die Kommis- 
sion vor, daß die bisher selbständigen Gemeinden 
! bei einem Zusammenschluß zu einer größeren Ein- 
| heit als rechtlich unselbständige Teile - „Ortschaf- 
' ten" - der einheitlichen neuen Gemeinde fortbe- 
stehen können. Eine Ortschaft soll in der Regel min- 
destens 500 Einwohner haben. Sinn der Ortschafts- 
verfassung ist es, Angelegenheiten, deren Bedeu- 
tung sich auf einen Teil der Gemeinde - die Ort- 
| schaft - beschränkt, ortsnah durch allein für die Ort- 
: schaft zuständige Stellen (Ortsvorsteher, Ortsge- 
meinderat) erledigen zu lassen. 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat auf 
Grund der Vorschläge der Kommission bereits die 
I ersten konkreten Maßnahmen zur kommunalen Ncu- 
I Ordnung getroffen: 

Im Dezember 1967 beschloß der Landtag ein Ge- 
setz zur Neugliederung des Landkreises Unna, das 
die Zusammenlegung von 67 Gemeinden zu neun 
j Großgemeinden anordnet. 

Nach einer Neugliederung des Kerngebietes des 
Siegerlandes durch ein Gesetz aus dem Jahre 1966 
! legte die Landesregierung im November 1967 den 
| Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der vom 
| ersten Gesetz nicht erfaßten Gemeinden des Land- 
| kreises Siegen, und zwar nach den Modelltypen A 
1 und B des Teilgutachtens, vor. Durch dieses Gesetz 
! sollen 97 Gemeinden zu sechs Großgemeinden zu- 
; sammengelegt werden. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Neugliederung 
des Landkreises Lemgo vom 15. November 1967 
sieht die Zusammenlegung von fünf Städten und 
70 Landgemeinden zu vier Städten und fünf Groß- 
gemeinden vor. Beide Gesetzentwürfe werden z. Z. 
im Landtag beraten. 

Ein Vorschlag zur kommunalen Neuordnung des 
j Raumes Bonn wurde im März dieses Jahres ver- 
i öffentlicht. Nach ihm soll die kreisfreie Stadt Bonn 
| mit 138 000 Einwohnern im wesentlichen um die 
Städte Bad Godesberg mit 72 000 und Beuel mit 
36 000 Einwohnern sowie Teile des Amtes Duisdorf 
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auf 294 000 Einwohner und etwa das Viereinhalb- 
fache ihrer heutigen Fläche vergrößert werden. Der 
Rest des Landkreises Bonn und der Siegkreis sollen 
zu einem neuen Rhein-Siegkreis mit Sitz in Siegburg 
zusammengeschlossen werden. Dieser Landkreis soll 
19 Großgemeinden und 356 000 Einwohner umfassen. 
Ein entsprechender Gesetzentwurf sowie weitere 
Entwürfe für die Neugliederung der Landkreise Her- 
ford/Stadt Herford, Altena/ Stadt Lüdenscheid, Kleve 
und Geldern sollen noch im Laufe des Jahres 1968 
in den Landtag eingebracht werden. 

In Vorbereitung sind Neugliederungsvorschläge 
für den Oberbergischen Kreis und die Landkreise 
Euskirchen, Olpe, Soest und Ennepe-Ruhr. Nach Vor- 
stellungen der Landesregierung sollen bis zum 
Herbst 1969 darüber hinaus die Landkreise Kempen- 
Krefeld, Detmold, Borken/Stadt Bocholt und Wie- 
denbrück eine neue kommunale Ordnung erhalten. 

Niedersachsen 

Auch das Land Niedersachsen hat zur Vorberei- 
tung einer Verwaltungs- und Gebietsreform eine 
Sachverständigenkommission eingesetzt. Sie emp- 
fiehlt in ihrem Jahresbericht 1967, Gemeinden mit 
einer Mindestgröße von 7000 bis 8000 Einwohnern 
anzustreben. In dünn besiedelten Gebieten soll eine 
Mindestgröße von 5000 Einwohnern möglichst nicht 
unterschritten werden. Dagegen hält die Kommis- 
sion in dicht besiedelten Gebieten Überschreitungen 
der Mindestgröße von 7000 bis 8000 Einwohnern für 
erwünscht. 

Diesem Grundtyp werden Gemeinden gegenüber- 
gestellt, die sich auch als Träger höherer Versor- 
gungseinrichtungen eignen und eine Mindestgröße 
von etwa 30 000 Einwohnern aufweisen sollen. 

Zur Frage, welche Organisationsformen für die 
künftigen kommunalen Einheiten der Ortsstufe vor- 
zusehen ist, hat die Sachverständigenkommission 
noch nicht abschließend Stellung genommen. Nach 
einer Mitteilung der Landesregierung stehen Ent- 
scheidungen bevor, ob diese Einheiten in der Form 
der mehrgliedrigen Samtgemeinden (bzw. Ämter) 
oder Einheitsgemeinden zu organisieren sind oder 
beide Formen nebeneinander möglich sein sollen. 

Zum Problem der Kleinstgemeinden {sog. Zwerg- 
gemeinden) nimmt die Kommission dahin Stellung, 
daß erst bei Gemeinden mit mehr als 400 Einwoh- 
nern daran gedacht werden könne, sie mit begrenz- 
ter Selbständigkeit als Teile einer größeren ge- 
meindlichen Einheit fortbestehen zu lassen. 

Zur Ordnung des Stadt-Umlandes hat die Kom- 
mission Grundsätze erarbeitet, nach denen sich der 
Zusammenschluß von Gemeinden mit der Stadt oder 
Zusammenschluß mehrerer Umlandgemeinden zu 
Einheitsgemeinden empfiehlt. 

Rheinland-Pfalz 

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens über 
eine umfassende Verwaltungsvereinfachung im 


Lande Rheinland-Pfalz hat der Landtag am 9. Juli 
1968 ein Landesgesetz zur Änderung kommunal- 
verfassungsrechtlicher Vorschriften und zur Vor- 
bereitung der Neugliederung von Gemeinden ver- 
abschiedet, das am 1. Oktober 1968 in Kraft tritt. 

In diesem Gesetz hat sich der Landtag für eine 
zweistufige kommunale Organisationsform, die Ver- 
bandsgemeinde, entschieden. Sie besteht aus benach- 
barten Gemeinden des gleichen Landkreises und 
j nimmt die Bürogeschäfte, bestimmte Selbstverwal- 
■ tungsaufgaben sowie die ihr selbst und ihren Ge- 
1 meinden zur Erfüllung nach Weisung übertragenen 
j staatlichen Aufgaben wahr. Die Landesregierung ist 
I der Ansicht, daß der Typ der großen Einheits- 
] gemeinde, der ebenfalls zur Debatte stand, wegen 
| der Siedlungsstruktur in Rheinland-Pfalz zunächst 
I nicht übernommen werden kann. Das Stadt-Umland- 
Problem soll auf die Weise gelöst werden, daß 
sich die kreisfreien und die großen kreisangehörigen 
Städte mit den umliegenden Gemeinden zu einem 
Nachbarschaftsbereich zusammenschließen. Die öf- 
fentlichen Angelegenheiten des Nachbarschafts- 
bereiches, die mehrere Gemeinden erfassen und eine 
gemeinsame Abstimmung erfordern, sollen von 
1 einem Ausschuß beraten werden, der auch auf die 
: Durchführung der beschlossenen Maßnahmen hin- 
( wirkt. 

Für andere Gemeinden, die zentrale Funktionen 
; für das umliegende Gebiet wahrnehmen (zentrale 
| Orte), kann ein solcher Bereich gebildet werden, 

; wenn einer der Beteiligten dies beantragt. 

Der nach der Sommerpause vom Landtag zu ver- 
1 abschiedende Entwurf eines Vierten Landesgesetzes 
j über die Verwaltungsvereinfachung in Rheinland- 
I Pfalz sieht darüber hinaus die Eingemeindung zahl- 
; reicher Orte in die Städte Mainz, Trier, Frankenthal, 
i Landau und Neustadt a. d. Weinstraße sowie die 
| Bildung von einer Anzahl größerer Gemeinden 
| durch Zusammenlegung vor. 

i 

^ Schleswig-Holstein 

j Als erste gesetzliche Maßnahme zur Verwaltungs- 
; und Gebietsreform hat der Schleswig-Holsteinische 
i Landtag die Novelle zur Aintsordnung vom 24. Mai 
' 1966 beschlossen. Durch die Schaffung größerer Äm- 
ter, die in Zukunft eine Mindestgröße von 5000 Ein- 
wohnern aufweisen sollen, und Erweiterung der 
Aufgabenzuständigkeit der Ämter erhofft sich der 
Landesgesetzgeber eine Stärkung der Verwaltungs- 
1 kraft und Leistungsfähigkeit der Verwaltung des 
ländlichen Raumes. 

Eine im Herbst 1966 durch die Landesregierung 
eingesetzte Gutachterkommission hat die Aufgabe, 
weitere Vorschläge zur Verbesserung der lokalen 
und regionalen Verwaltungsstruktur zu erarbeiten. 

Hessen 

, Empfehlungen der Sachverständigenkommission 
für Verwaltungsreform und Verwaltungsverein- 
fachung in Hessen vom November 1966 sehen vor, 
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daß Gemeinden mit nicht mehr als 200 Einwohnern 
zur Stärkung der Verwaltungskraft sich mit benach- 
barten Gemeinden zusammenschließen und größere 
Gemeinden mit einer Einwohnerzahl von höchstens 
1500 Einwohnern die Verwaltungs- und Kassen- 
geschäfte gemeinschaftlich führen. 

Für die Gemeinden, die sich freiwillig zusammen- 
schließen oder gemeinschaftliche Verwaltungsein- 
richtungen bilden, hat das Land Hessen finanzielle 
Anreize geschaffen. Ein Gesetzentwurf über kom- 
munale Gemeinschaftsarbeit, der den Empfehlungen 
der Kommission weitgehend folgt, wird vorbereitet. 

Baden-Württemberg 

In Baden-Württemberg wurde die Reform der 
kommunalen Verwaltungsstruktur durch das Gesetz 
vom 7. März 1968 zur Stärkung der Verwaltungs- 
kraft kleinerer Gemeinden eingeleitet. Unter beson- 
derem Hinweis auf die Bedeutung der kleineren 
Gemeinden als Ort der Pflege des bürgerschaftlichen 
Gemeinschaftslebens, das in Baden-Württemberg 
besonders entwickelt und von einem hohen Behar- 
rungsvermögen geprägt sei, bietet das Gesetz fol- 
gende Regelungen an: 

a) Die Erleichterung und Förderung der Vereinigung 
und der Eingliederung von Gemeinden, 

b) die Erleichterung und Förderung der Bildung von 
Bürgermeistereien und 

c) die Zulassung und Förderung von zwischen- 
gemeindlichen Verwaltungsgemeinschaften. 

Das Gesetz beruht auf der Grundlage der Freiwil- 
ligkeit, doch sollen finanzielle Anreize den kleineren 
Gemeinden ihre Entscheidung erleichtern. 

Im Jahre 1967 hat das Innenministerium Baden- 
Württemberg eine Kommission gebildet, die das 
Innenministerium bei der Fortbildung der kommu- 
nalen Verwaltungsstruktur beraten und unterstützen 
soll. 

Bayern 

Nach einer Mitteilung des Bayerischen Staats- 
ministeriums des Innern haben sich in Bayern die 
öffentlichen Erörterungen über eine kommunale 
Neuordnung bisher nicht zu festen Plänen oder gar 
Gesetzentwürfen verdichtet. Jedoch sind folgende 
Maßnahmen zur Diskussion gestellt worden: 

a) Kleinere kreisangehörige Gemeinden sollen zu 
einer die wirtschaftliche und verwaltungsmäßige 
Leistungsfähigkeit gewährleistenden Mindest- 
größe zusammengelegt werden. 

b) Daneben sollen Zweckverbände von Gemeinden 
gefördert werden (Gemeindeaufgabenverbände), 
durch die nicht nur der verwaltungsmäßige Voll- 
zug, sondern auch die Aufgabenerledigung an- 
stelle der Gemeinden wahrgenommen wird. 

c) Im Einklang mit der Entwicklung der Landes- 
planung und Raumordnung sollen auch Änderun- 


gen im Bestand der derzeitigen Landkreise und 
kleiner kreisfreier Städte in Erwägung gezogen 
werden. 

Zur Zeit kann noch nichts darüber gesagt werden, 
ob und wann diese Pläne verwirklicht werden 
können. 

Saarland 

Im Saarland sind bisher lediglich Vorarbeiten zur 
Überprüfung der kommunalen Gebiets- und Ver- 
waltungsstruktur geleistet und Überlegungen an- 
gestellt worden, wie die Verwaltungskraft kleinerer 
saarländischer Gemeinden gestärkt werden kann. 
Auch hier haben die Untersuchungen bisher nicht 
zu offiziellen Plänen der Regierung oder Gesetz- 
entwürfen geführt. 

Bei näherer Betrachtung des auf den ersten Blick 
buntscheckigen Bildes, das der gegenwärtige Stand 
der Reformbestrebungen in den einzelnen Bundes- 
ländern bietet, kann man den Eindruck gewinnen, 
daß die Unterschiede weniger grundsätzlicher Natur 
als zu einem nicht geringen Teil darauf zurückzu- 
führen sind, daß einige Länder die kommunale Neu- 
ordnung entscheidungsfreudiger, andere, und zwar 
mit der Tendenz von Norden nach Süden, zurück- 
haltender betreiben. 

Darüber hinaus lassen sich einige bemerkenswerte 
Parallelen, wenn auch erst zwischen wenigen Län- 
dern, und Möglichkeiten zu weiteren einheitlichen 
Entwicklungen nicht übersehen. 

So bestehen in Nordrhein-Westfalen und Nieder- 
sachsen die gleichen Größenvorstellungen sowohl 
für die Einheitsgemeinde als auch für die zentralen 
Orte der nächsthöheren Stufe, nämlich 8000 und 
30 000 Einwohner. 

Ferner weisen die Vorstellungen über die Größe 
der sog, Zwerggemeinden nur unerhebliche Unter- 
schiede auf: Sie schwanken zwischen 200 und 400 bis 
500 Einwohner. 

Diese Zahl von 500 Einwohnern wird in Nord- 
rhein-Westfalen für die Größe der unselbständigen 
Teile der Einheitsgemeinden, der Ortschaften, ge- 
nannt. 

Während sich jedoch das Land Nordrhein-West- 
falen für die übersichtliche, stufenlose Einheits- 
gemeinde entschieden hat, ist die Skala der vor- 
geschlagenen oder in Erwägung gezogenen Möglich- 
keiten zur Stärkung der Verwaltungskraft der Klein- 
gemeinden in den anderen Ländern weit gespannt. 

Aber mag es sich dort auch um die Amts- oder 
Samtgemeinde, um die Verbands- oder Verwaltungs- 
gemeinde handeln, unter Berücksichtigung möglicher 
weiterer Entwicklungen und der übereinstimmenden 
Erklärungen der Länderregierungen läßt sich in je- 
dem Fall eine Straffung und Stärkung der gemeind- 
lichen Verwaltungskraft erwarten. Die Bundesregie- 
rung hält deshalb die Sorge, daß durch die kommu- 
nale Neuordnung der einheitliche Vollzug der Bun- 
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desgesetze gefährdet sei, nach dem gegenwärtigen 
Stand der Reformbestrebungen für unbegründet, 
zumal für die Qualität der Ausführung der Bundes- 
gesetze durch die Gemeinden weniger die Organi- 
sationsform als die Verwaltungs- und Finanzkraft 
der Gemeinden und die Besetzung ihrer Verwaltun- 
gen mit qualifizierten Kräften entscheidend ist. I 

Dieser Überblick dürfte deutlich gemacht haben, ; 
daß die Bundesregierung nach dem gegenwärtigen I 
Stand der Reformbestrebungen keinen Anlaß hat, j 
auf die kommunale Neuordnung im Sinne einer 
Koordinierung Einfluß zu nehmen. 

4. Das Interesse des Bundes an kommunalen Ge- 
biets- und Organisationsreformen 

Es ist jedoch festzustellen, daß der Bund dennoch 
ein Interesse an der kommunalen Gebietseinteilung 
und Organisation in den Ländern hat und haben 
muß. 

Die anfragenden Fraktionen erwähnen besonders 
das Interesse des Bundes an der Sicherung des ein- 
heitlichen Vollzugs der Bundesgesetze. Das Interesse 
daran ist in der Tat fundamental. Bundesgesetze 
sollen die Rechtseinheit in einem bestimmten Sach- 
bereich für das ganze Bundesgebiet sichern. Sie 
würden dieser Aufgabe nicht gerecht, wenn nicht 
gewährleistet wäre, daß sie im ganzen Bundesgebiet 
nach einheitlichen Gesichtspunkten angewandt wer- 
den. Der unsere ganze staatliche Ordnung beherr- 
schende Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit wäre dann 
betroffen. Die Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände hat der Bundesregierung gegen- 
über zum Ausdruck gebracht, daß sich ihre Auffas- 
sung hinsichtlich der Sicherung eines möglichst ein- 
heitlichen Vollzugs der Bundesgesetze mit dem 
Interesse des Bundes vollauf decke. 

Das Interesse des Bundes an der kommunalen 
Gebietseinteilung und Organisation ergibt sich fer- 
ner aus der Gewährleistungspflicht, die ihm in 
Artikel 28 Abs. 3 des Grundgesetzes für die ver- 
fassungsmäßige Ordnung der Länder auferlegt wor- 
den ist. 

5. Das Recht des Bundes auf Informationen durch 
die Länder 

Aus Artikel 28 des Grundgesetzes läßt sich auch 
eine gewisse Pflicht der Länder ableiten, den Bund 
über die kommunalverfassungsrechtliche Entwick- 
lung zu informieren. Denn eine Gewährleistung ist 
ohne Kenntnis der Rechtslage nicht möglich. Ein 
Recht des Bundes auf Information läßt sich darüber 
hinaus auch allgemein aus dem Grundsatz des bun- 
' desfreundlichen Verhaltens herleiten, wie er in der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ent- 
wickelt worden ist. Dieser ungeschriebene Verfas- 
sungsgrundsatz von der wechselseitigen Pflicht des 
Bundes und der Länder beherrscht das gesamte ver- 
fassungsrechtliche Verhältnis zwischen dem Gesamt- 


staat und seinen Gliedern und zwischen den ein- 
zelnen Gliedern. Alle an dem verfassungsrechtlichen 
„Bündnis" Beteiligten sind gehalten, dem Wesen 
dieses Bündnisses entsprechend zusammenzuwirken 
und zu seiner Festigung und zur Wahrung seiner 
Belange sowie der wohlverstandenen Belange seiner 
Glieder beizutragen. Dieser Pflicht können Bund 
und Länder angesichts der immer stärker werdenden 
Interdependenz ihrer Aufgaben und deren Erfül- 
lung nur nachkommen, wenn sie sich in dem Maße 
informieren, das zur Erfüllung dieser Aufgaben un- 
erläßlich ist. 

Der Bundesregierung kann es nicht verwehrt sein, 
unter Hinweis auf das dargelegte Bundesinteresse 
zu versuchen, auf der Ebene der Gleichordnung, 
gleichsam als ehrlicher Makler, Absprachen zwischen 
den Ländern über ein gemeinsames und abgestimm- 
tes Vorgehen bei der kommunalen Neuordnung her- 
beizuführen. Diesem Anliegen können sich die Län- 
der nicht verschließen. 


V. Die von der Bundesregierung ergriffenen 
Maßnahmen, um eine Einheitlichkeit der 
Reformbestrebungen zu erreichen 
(Nummer 1 der Anfrage) 

An Versuchen, den Ländern das dargelegte Bun- 
desinteresse nahezubringen, hat es die Bundesregie- 
rung nicht fehlen lassen. Sie hat in den Jahren 1966 
und 1967 in Sitzungen des Arbeitskreises III „Kom- 
munale Angelegenheiten" der Arbeitsgemeinschaft 
der Innenministerien der Länder auf das besondere 
Interesse des Bundes an möglichst einheitlichen 
Reformmaßnahmen hingewiesen. Außerdem hat der 
BMI gemeinsam mit den für die Raumordnung und 
Landesplanung in den Ländern zuständigen Mini- 
stern (Senatoren), in der im Juni 1967 gegründeten 
Ministerkonferenz für Raumordnung ein bundes- 
einheitliches Zentrale-Orte-System erarbeitet, das 
als Anhalt auch für Gemeindegrößen sowie gebiet- 
lichen Zuschnitt von Kreisen bei kommunalen Re- 
formen dienen kann. 

Auf Anregung des BMI befaßte sich ferner die 
Ständige Konferenz der Innenminister der Länder in 
ihrer Sitzung im Oktober 1967 mit Fragen der kom- 
munalen Neuordnung. Der BMI hatte gebeten, dieses 
Thema auf die Tagesordnung zu setzen, und zwar 
in der Absicht, als der für die kommunalen Belange 
auf Bundesebene zuständige Bundesminister der 
möglichen Gefahr einer zu starken Rechtszersplitte- 
rung durch eine eingehende Erörterung der Reform- 
bestrebungen entgegenzuwirken. Auf dieser Sitzung 
versicherten die Innenminister der Länder, daß die 
Durchführung der Bundesgesetze unabhängig von 
der Größe der Gemeinden gewährleistet sei. 

Die Reformbestrebungen hätten, so betonten die 
Innenminister, nicht eine Aushöhlung, sondern eine 
Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung zum 
Ziele, so daß für ein Tätigwerden des Bundes auf 
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Grund der Gewährleistungspflicht nach Artikel 28 ' 
Abs. 3 des Grundgesetzes keine Veranlassung be- 
stehe. Da die Innenminister jedoch ein Recht des 
Bundes, sich zu informieren, anerkannten, beschlos- 
sen sie, den BMI in den Gedankenaustausch der 
Länder über die Reformbestrebungen mit einzu- ■ 
beziehen. 

Die Bundesregierung wird somit auch weiterhin 
diese Bestrebungen aufmerksam verfolgen und im 
Rahmen ihrer aufgezeigten Möglichkeiten unbe- 
schadet der alleinigen Zuständigkeit der Länder 
auf diese mit dem Ziel einer möglichst einheitlichen 
kommunalen Gebiets- und Organisationsreform ein- 
zuwirken versuchen. j 

Die Bundesregierung hält solche koordinierenden j 
Bemühungen nicht für aussichtslos. Denn sie ent- 
sprechen nicht nur dem weit verbreiteten Wunsche | 
der Öffentlichkeit nach einer Vereinheitlichung der ] 
Lebensverhältnisse, sic kommen vielmehr auch dem | 
Interesse der Länder entgegen, bei aller Wahrung j 
ihrer Eigenständigkeit doch ein gewisses Maß an 
Homogenität im Verhältnis zu den anderen Ländern i 
zu wahren und ihre Verfassungs- und Rechtsordnung | 
möglichst reibungslos in jene des Bundes einzu- j 
passen. 

I 

| 

VI. Die Auffassung der Bundesregierung | 

zum Problem der Schmälerung der ehrenamtlichen 
Mitarbeit infolge kommunaler Gebiets- und j 

Organisationsreformen (Nummer 2 der Anfrage) | 

Mit der kommunalen Neuordnung werden viele 
kleine und kleinste Gemeinden ihre Selbständigkeit 
verlieren. Damit wird für eine große Anzahl von 
Bürgern, die ihre Kräfte für eine ehrenamtliche Mit- 
wirkung in der Gemeinde zur Verfügung gestellt 
oder ein kommunales Ehrenamt bekleidet haben, 
ihre Mitarbeit in der gemeindlichen Selbstverwal- 
tung beendet sein. Das hat zu der Besorgnis geführt, 
die kommunale Gebiets- und Organisationsreform | 
werde eine Schmälerung der Basis für die bürger- 
schaftliche Mitarbeit zur Folge haben und die Idee ! 
der kommunalen Selbstverwaltung werde damit 
Schaden erleiden. 

Die Bundesregierung nimmt diese warnenden ! 
Stimmen im Hinblick auf die Gewährleistungspflicht ; 
des Bundes nach Artikel 28 Abs. 3 des Grund- ' 
gesetzes nicht leicht. Sie hat wiederholt, und zwar j 
besonders nachdrücklich durch den Herrn Bundes- j 
kanzler auf einer Veranstaltung des Deutschen Ge- 
meindetages am 11. Dezember 1967 in Bad Godes- 
berg, zum Ausdruck gebracht, das sie in der ehren- 
amtlichen Mitarbeit der Bürger in der Gemeinde ein j 
wesentliches, unverzichtbares Element der kommu- 
nalen Selbstverwaltung erblickt. ! 

Sie ist jedoch der Ansicht, daß weder durch die j 
bereits durchgeführten Reformmaßnahmen noch ; 
durch die bekannt gewordenen Reformpläne die j 


Basis der ehrenamtlichen Mitarbeit der Bürger in 
den Gemeinden über das unbedingt erforderliche 
Maß hinaus geschmälert werden wird. 

Aus den Mitteilungen der Innenminister der Län- 
der über den gegenwärtigen Stand der Reform- 
bestrebungen geht hervor, daß die Länder sich der 
Verantwortung, die sie insbesondere mit der Bil- 
dung von Großgemeinden durch Zusammenlegung 
von mehreren Kleingemeinden übernehmen, durch- 
aus bewußt sind und sich mit großer Gewissenhaftig- 
keit mit dem Problem der Erhaltung des bürger- 
schaftlichen Elementes auseinandersetzen. Dabei 
kommt überzeugend zum Ausdruck, daß diese Frage 
nicht nur von der Gesamtzahl der politischen Man- 
date in den Gemeinden her betrachtet werden darf. 
Vielmehr ist vor allem zu bedenken, daß in vielen 
kleinen Gemeinden, die wegen fehlender Verwal- 
tungs- und Finanzkraft Entscheidungen von Gewicht 
kaum noch treffen können und die bedeutsame kom- 
munale Aufgaben auf Landkreise, Zweckverbände 
oder andere zwischengemeindliche Einrichtungen 
übertragen haben, von echter Selbstverwaltung nicht 
mehr gesprochen werden kann. Wenn sich die bür- 
gerschaftlichen Organe nur noch mit unwesentlichen 
Dingen zu befassen haben, schwindet das Interesse 
der Bürger an einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 

Der Begriff der kommunalen Selbstverwaltung ist 
nichts Unabänderliches. Zu ihm muß man heute die 
Möglichkeit der Gemeinden zu kraftvoller Betäti- 
gung in ihrem jetzigen und zukünftigen Aufgaben- 
bereich zählen. Fehlt diese, wie es bei vielen kleinen 
Gemeinden der Fall ist, dann heißt das Problem der 
Neuordnung nicht mehr die Stärkung, sondern die 
Rettung der gemeindlichen Selbstverwaltung. Wenn 
durch die Reformmaßnahmen Gemeinden entstehen, 
denen abgegebene Aufgaben wieder zurückübertra- 
gen werden können und deren bürgerschaftliche 
Organe wieder in der Lage sind, alle Angelegen- 
heiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener Ver- 
antwortung zu regeln, dann kann die Gefahr einer 
Selbstverwaltungsmüdigkeit, von der mancherorts 
gesprochen wird, gebannt werden. Die Auffassung, 
daß die ehrenamtliche Mitarbeit der Bürger in den 
Gemeinden durch die kommunale Neuordnung keine 
wesentlichen Einschränkungen erleidet, das Betäti- 
gungsfeld durch eine vermehrte Aufgabenzuweisung 
an leistungsstarke Gemeinden vielmehr ausgeweitet 
und dadurch das bürgerschaftliche Element sogar 
eine gewichtige Stärkung erfahren könne, wird von 
den kommunalen Spitzenverbänden geteilt. 

Um zu erreichen, daß die Basis der ehrenamtlichen 
Mitarbeit der Bürger nicht zu stark geschmälert 
wird, ist im übrigen vorgeschlagcn worden, den 
zahlenmäßigen Verlust von Mandaten in den neu 
zu bildenden Großgemeinden wenigstens zum Teil 
auszugleichen, indem man die Zahl der Mandate, 
auch der Ausschüsse des Gemeinderates, vergrößert. 

Ein weiterer Vorschlag geht dahin, der, soweit 
ersichtlich, bisher nur in wenigen Fällen praktizier- 
ten Organisationsform der Ortschaften oder Ge- 
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meindebezirke in Großgemeinden durch entspre- 
chende Änderung der Gemeindeverfassungsgesetze 
größeres Gewicht zu verschaffen. Hierdurch soll den 
Bürgern Gelegenheit gegeben werden, in ihren eng- 
sten örtlichen Gemeinschaften in stärkerem Maße 
als bisher verantwortlich tätig zu sein. 

Nach Ansicht der Bundesregierung verdienen diese 
Vorschläge weitgehende Beachtung. 

Die kommunale Neuordnung wird eine Synthese 
zwischen dem Bedürfnis nach einer modernen, auch 
raumordnerischen Gesichtspunkten Rechnung tra- 
genden, räumlichen und organisatorischen Verwal- 
tungsgliederung und der Forderung nach Erhaltung 
und Stärkung der bürgerschaftlichen Selbstverwal- 
tung zu finden haben. 

Die Bundesregierung ist bereit, in diesem Sinne 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf die Länder ein- 
zuwirken. 

VIL Die Berücksichtigung der Eigenverantwort- 
lichkeit der kommunalen Selbstverwaltung 
in den Vorschlägen der Bundesregierung 
zur kommunalen Finanzreform 
(Nummer 3 der Anfrage) 

Die Bundesregierung hat in ihrem Gemeinde- 
finanzreformprogramm dem Gedanken der Eigen- 
verantwortlichkeit der gemeindlichen Selbstverwal- 
tung soweit Rechnung getragen, wie es unter 
Berücksichtigung der allgemeinen finanzpolitischen 
Notwendigkeiten möglich ist. 

Sie hält es dazu für erforderlich, daß den Gemein- 
den ausreichende und gesicherte Deckungsmittel zur 
Verfügung stehen, über deren Verwendung sie 
selbst entscheiden können. Die Einnahmequellen der 
Gemeinden sollten außerdem so gestaltet sein, daß 
sie allen Gemeinden die erforderlichen Mittel für die 
Erfüllung der Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft 
gewährleisten. 


Im Interesse einer ausreichenden Stabilität der 
Deckungsmittel sollte den Gemeinden ein gesetz- 
licher Anspruch auf bestimmte Einnahmequellen mit 
einer möglichst geringen Konjunkturempfindlichkeit 
gegeben werden. 

Von der Idee der Selbstverwaltung her ist es er- 
wünscht, daß die Gemeinden über die Höhe der 
eigenen Steuern im Rahmen der Gesetze selbst ent- 
scheiden können. Die Gemeindevertreter werden 
hierdurch genötigt, bei allen Entscheidungen über 
finanzielle Fragen der dadurch verursachten Be- 
lastung der Bürger ebenso Rechnung zu tragen wie 
dem Interesse der Bürger an möglichst hohen Lei- 
stungen. 

Soweit dieses Ziel aus zwingenden Gründen im 
Rahmen des gesamtstaatlichen Steuersystems, das 
alle Anforderungen in einem modernen Industrie- 
staat erfüllen muß, nicht voll verwirklicht werden 
kann, müssen nach Auffassung der Bundesregierung 
die gemeindeeigenen Steuern durch eine feste Be- 
teiligung der Gemeinden an den Steuerleistungen 
ihrer Einwohner ergänzt werden. Auch dadurch wird 
eine angemessene Finanzierung der gemeindlichen 
Aufgaben aus der örtlichen Steuerkraft erreicht und 
für den einzelnen Bürger der Zusammenhang zwi- 
schen seinen Steuerleistungen und den in Anspruch 
genommenen kommunalen Einrichtungen und Dien- 
sten erkennbar. 

Die Finanzausstattung der Gemeinden muß an- 
nähernd gleiche öffentliche Leistungen in allen 
Teilen des Bundesgebietes ermöglichen. Bei der un- 
gleichen Wirtschaftskraft der verschiedenen Ge- 
meinden bleiben deshalb Finanzzuweisungen zum 
Ausgleich der natürlichen Steuerkraftunterschiede 
auch nach der Reform erforderlich. 

Das Finanzreformgesetz liegt inzwischen dem 
Deutschen Bundestag vor. Wegen seiner Einzelhei- 
ten darf die Bundesregierung auf die Gesetzesvor- 
lage und seine Erörterungen darüber verweisen. 
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